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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 6.11.2025 

mit allgemeinen Durchführungsbestimmungen zu Artikel 27 des Statuts der Beamten 

der Europäischen Union und zu Artikel 12 Absatz 1 der Beschäftigungsbedingungen für 

die sonstigen Bediensteten der Europäischen Union  

 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,  

gestützt auf das Statut der Beamten der Europäischen Union (im Folgenden „Statut“) und die 

Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Union (im 

Folgenden „BBSB“), festgelegt durch die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 

des Rates1, insbesondere auf Artikel 27 des Statuts und Artikel 12 Absatz 1 der BBSB, 

nach Anhörung der Personalvertretung, 

nach Stellungnahme des Statutsbeirats, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Einstellung von Beamten und Bediensteten auf Zeit ist darauf ausgerichtet, die 

Mitarbeit von Bediensteten zu sichern, die in Bezug auf Befähigung, Leistung und 

Integrität höchsten Ansprüchen genügen und unter den Staatsangehörigen der 

Mitgliedstaaten auf möglichst breiter geografischer Grundlage auszuwählen sind. Zur 

Gewährleistung des Grundsatzes der Gleichheit aller Unionsbürger gestatten 

Artikel 27 Unterabsatz 2 des Statuts und Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 3 der BBSB 

jedem Organ, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, wenn eine bedeutende 

Unausgewogenheit nach Staatsangehörigkeit festgestellt wird, die nicht durch 

objektive Kriterien gerechtfertigt ist. 

(2) Gemäß Artikel 27 Absatz 3 des Statuts und Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 4 der 

BBSB legte die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht 

über die geografische Ausgewogenheit2 (im Folgenden „Bericht über die geografische 

Ausgewogenheit“) vor, in dem ein Rahmen für die Bewertung der Verteilung ihrer 

Bediensteten nach Staatsangehörigkeit festgelegt und festgestellt wurde, dass mehrere 

Staatsangehörigkeiten unterrepräsentiert seien und eine Unausgewogenheit von 

bedeutsamem Ausmaß wie in diesem Falle nicht durch objektive Kriterien 

gerechtfertigt sei. 

(3) Seit der Veröffentlichung des Berichts über die geografische Ausgewogenheit 

überprüft die Kommission kontinuierlich die geografische Ausgewogenheit ihres 

Personals, wobei sich gezeigt hat, dass mehrere Nationalitäten nach wie vor 

unterrepräsentiert sind. Die laufende Überprüfung hat ergeben, dass das einzige 

objektive Kriterium, das eine Ungleichheit in der Vertretung der Staatsangehörigen der 

 
1 ABl. L 56 vom 4.3.1968, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/1968/259(1)/oj. 
2 Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat vom 15.6.2018, 

COM(2018) 377 final, berichtigt durch COM(2018) 377 final/2 vom 24.8.2018. 
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verschiedenen Mitgliedstaaten der Union rechtfertigen kann, die Bevölkerungszahl der 

Mitgliedstaaten ist3.  

(4) Es ist unbestritten, dass die geografische Ausgewogenheit durch die Attraktivität der 

Laufbahnen in der EU beeinflusst werden könnte. Insbesondere kann das 

Beschäftigungsangebot (Arbeitsbedingungen und -regelungen, einschließlich Gleitzeit, 

Telearbeit, Gehalt, Sozialleistungen usw.) von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 

unterschiedlich wahrgenommen werden, und zwar aus verschiedenen Gründen, die mit 

kulturellen Besonderheiten, wirtschaftlichen Bedingungen, wie nationalen 

Arbeitsmärkten, und anderen strukturellen Faktoren in den einzelnen Mitgliedstaaten 

zusammenhängen können. Im Einklang mit dem Bericht über die geografische 

Ausgewogenheit hat sich die Kommission in ihrer Mitteilung über die 

Personalstrategie4 verpflichtet, gemeinsam mit den unterrepräsentierten 

Mitgliedstaaten Aktionspläne auszuarbeiten. Diese gemeinsamen Aktionspläne 

wurden 2023 vereinbart und umfassen Maßnahmen, mit denen die Ursachen für die 

Unterrepräsentation der Mitgliedstaaten bekämpft werden sollen. Diese Maßnahmen 

zielen im Wesentlichen auf die Werbung, Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit in 

Bezug auf Laufbahnen und Arbeitsstellen in der EU sowie auf die Personalauswahl 

und -einstellung ab. Die erste Bewertung der gemeinsamen Aktionspläne ergab, dass 

zusätzliche Maßnahmen erforderlich sind und energischere Maßnahmen ergriffen 

werden müssen. 

(5) Daher muss die Kommission den vorliegenden Beschluss als Rechtsgrundlage für die 

Umsetzung geeigneter Maßnahmen zur Korrektur eines bedeutenden 

Ungleichgewichts gemäß Artikel 27 Absatz 2 des Statuts und Artikel 12 Absatz 1 

Unterabsatz 3 der BBSB verabschieden. 

(6) Mit diesem Beschluss wird ein neuer Rahmen für die Bewertung und Kontrolle der 

geografischen Ausgewogenheit der Bediensteten der Kommission eingeführt. Ähnlich 

wie die im Bericht über die geografische Ausgewogenheit festgelegte Methode beruht 

der neue Rahmen auf der Bestimmung eines Richtsatzes für jede Staatsangehörigkeit 

als Indikator für die Mindestpräsenz von Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten unter 

den Bediensteten der Kommission5. Die Berechnung zur Bestimmung der Richtsätze, 

bei der zunächst die gewichteten Stimmen im Rat berücksichtigt wurden, sollte jedoch 

überarbeitet werden, da diese nicht mehr angewandt werden. Darüber hinaus sollte die 

neue Methode die Zusammensetzung der Bevölkerung der Union mit einer 

degressiven Proportionalität widerspiegeln, um eine Mindestpräsenz jeder 

Staatsangehörigkeit zu gewährleisten. Diese degressive Proportionalität könnte durch 

eine Orientierung an der Zahl der jedem Mitgliedstaat im Europäischen Parlament 

zugewiesenen Sitze erreicht werden. Die Richtsätze sollten neu berechnet werden, 

wenn sich die Zahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments je Mitgliedstaat ändert 

und wenn es zu erheblichen Änderungen bei der Bevölkerungszahl von 

Mitgliedstaaten kommt.  

 
3 Nach Artikel 27 Absatz 2 des Statuts und Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 3 der BBSB ermöglicht der 

Grundsatz der Gleichheit aller Unionsbürger jedem Organ, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, wenn 

eine bedeutende Unausgewogenheit zwischen den Staatsangehörigkeiten der Bediensteten festgestellt 

wird, die nicht durch objektive Kriterien gerechtfertigt ist. 
4 C(2022) 2229 final vom 5.4.2022. 
5 Da die Einführung von Quoten nach Staatsangehörigkeit nicht mit den Grundsätzen des Artikels 27 

Absatz 1 des Statuts und des Artikels 12 Absatz 1 Unterabsatz 1 der BBSB vereinbar wäre, bleiben 

Richtsätze die einzigen objektiven Kriterien, die eine ungleiche Vertretung der Staatsangehörigkeiten 

innerhalb der Mitarbeiterschaft rechtfertigen können. 

https://commission.europa.eu/system/files/2022-04/c_2022_2229_2_en_act_part1_v12.pdf


DE 3  DE 

(7) Außerdem wird ähnlich wie im Bericht über die geografische Ausgewogenheit dann 

ein Ungleichgewicht konstatiert, wenn der Anteil der Staatsangehörigen eines 

Mitgliedstaats weniger als 80 % des entsprechenden Richtsatzes unter den Beamten 

und Bediensteten auf Zeit in der Funktionsgruppe „Administration“ (AD) beträgt.  

(8) Im Interesse der Verhältnismäßigkeit sollte sich der neue Rahmen auch weiterhin auf 

den Teil der Funktionsgruppe AD (AD-Beamte und -Bedienstete auf Zeit) 

konzentrieren, die keine sprachlichen Aufgaben wahrnimmt. Beamte und Bedienstete 

auf Zeit der Funktionsgruppe AD, die keine sprachlichen Aufgaben wahrnehmen, sind 

gemäß Artikel 5 Absatz 2 des Statuts für die Entwicklung und Umsetzung der Politik 

der EU verantwortlich. Diese Funktionsgruppe sollte geografisch ausgewogen sein, 

um eine umfassende Berücksichtigung der europäischen Bürgerinnen und Bürger bei 

der Gestaltung und Umsetzung der EU-Politik zu gewährleisten. Dies gilt nicht im 

gleichen Maße für die Funktionsgruppen, die für administrative, technische oder 

Schulungstätigkeiten (d. h. Funktionsgruppe AST) oder für Büro- und 

Assistenzaufgaben (d. h. Funktionsgruppe AST-SC) zuständig sind. Gleichzeitig folgt 

die Personalausstattung der Sprachendienste aufgrund der Besonderheiten der 

sprachlichen Funktionen einer eigenen Logik. Zunächst wird die erforderliche Anzahl 

von Bediensteten, die die Zielsprache beherrschen, unabhängig von der Größe des 

jeweiligen Mitgliedstaats festgelegt. Einstellungen im Sprachendienst erfolgen zwar 

nicht nach Staatsangehörigkeit, sondern nach sprachlichen Fähigkeiten; es besteht hier 

aber eine starke Korrelation. Drittens sind einige Sprachen die Amtssprachen mehrerer 

Mitgliedstaaten. Daher ergibt sich – je nach Sprache – bei der Verteilung der 

Staatsangehörigkeiten unter dem Personal in den Sprachendiensten ein anderes 

Muster, das nicht mit der Situation in Dienststellen ohne sprachlichen Bezug 

vergleichbar ist. 

(9) Der Rahmen für die Bewertung der geografischen Ausgewogenheit sollte auf den 

Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 beruhen, bei denen es sich um die üblichen 

Besoldungsgruppen für Ernennungen gemäß Artikel 31 des Statuts handelt und die die 

Politik der geografischen Ausgewogenheit unter dem Gesichtspunkt der 

Laufbahnentwicklung widerspiegeln. Unbeschadet der Überprüfung der geografischen 

Ausgewogenheit und der vorausschauenden Analyse in Bezug auf unterrepräsentierte 

Staatsangehörigkeiten sollten Beamte und Bedienstete auf Zeit der 

Besoldungsgruppen AD9 bis AD16, die Führungsaufgaben wahrnehmen, vom 

Anwendungsbereich dieses Beschlusses ausgenommen werden. Der Aufstieg hin zu 

mittleren und höheren Führungspositionen innerhalb der Kommission erfolgt in erster 

Linie durch die interne Laufbahnentwicklung. Folglich ist eine ausgewogene 

Vertretung der Nationalitäten in den Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 eine 

Voraussetzung für eine längerfristige ausgewogene Vertretung in höheren 

Besoldungsgruppen, auch bei Führungskräften.  

(10) Zur Beurteilung der geografischen Vertretung jeder Staatsangehörigkeit sollte die 

Zusammensetzung der Gruppen der Beamten und der Bediensteten auf Zeit sowohl 

gemeinsam als auch getrennt geprüft werden. Analysen auf der Grundlage von Daten 

über Beamte auf Lebenszeit liefern stabilere Hinweise auf künftige Entwicklungen in 

Bezug auf die geografische Ausgewogenheit, da Bedienstete auf Zeit grundsätzlich nur 

für bestimmte Zeiträume beschäftigt werden. 

(11) Die Kontrolle der geografischen Ausgewogenheit seit 2018 hat gezeigt, dass die 

Situation einzelner Mitgliedstaaten aufgrund der Zu- und Abgänge ihrer 

Staatsangehörigen in der Kommission Schwankungen unterliegen kann. Diese 

Schwankungen sollten bei der Beurteilung der Situation jeder Staatsangehörigkeit 
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berücksichtigt werden. Eine Staatsangehörigkeit sollte als angemessen vertreten 

gelten, wenn ihr tatsächlicher Anteil auf der Ebene von Beamten der 

Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 mindestens 80 % des Richtsatzes in mindestens 

zwei aufeinanderfolgenden Jahren erreicht. Der Blick auf die Kategorie der Beamten 

ist aussagekräftiger, um zu prüfen, ob eine bestimmte Staatsangehörigkeit nicht mehr 

unterrepräsentiert ist. 

(12) Eine Staatsangehörigkeit sollte als unterrepräsentiert gelten, wenn ihr tatsächlicher 

Anteil in drei aufeinanderfolgenden Jahren auf der Ebene der Beamten der 

Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 oder in zwei aufeinanderfolgenden Jahren auf der 

Ebene der Beamten und Bediensteten auf Zeit der Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 

unter 80 % des Richtsatzes liegt. Der Bezugszeitraum für die Bewertung der 

geografischen Ausgewogenheit in der zweiten Laufbahngruppe sollte kürzer sein, da 

Bedienstete auf Zeit in der Regel für bestimmte Zeiträume und in Bereichen eingestellt 

werden, die Fachkenntnisse erfordern, für die nicht immer Beamte gefunden werden 

können, oder in denen ein Mangel an erfolgreichen Bewerbern aus einem 

Auswahlverfahren auf Reservelisten ausgeglichen werden soll. Darüber hinaus 

organisiert die Kommission regelmäßig interne Auswahlverfahren, um Bediensteten 

auf Zeit die Möglichkeit zu geben, Beamte zu werden. Ein Prozentsatz von weniger als 

80 % des Richtsatzes in diesen beiden Personalkategorien zusammengenommen 

erfordert daher ein schnelleres Eingreifen als lediglich bei Beamten der 

Besoldungsgruppen AD5 bis AD8.  

(13) Die Einleitung geeigneter Maßnahmen zur Behebung einer bedeutenden geografischen 

Unausgewogenheit sollte sich auf eine umfassende Analyse der Trends stützen, die 

eine gewisse Breite von Personalkategorien, die erwarteten Zu- und Abgänge sowie 

andere für die Erstellung von Prognosen für die geografische Ausgewogenheit 

relevante Faktoren einschließen. Sie sollten auch die in Zusammenarbeit mit der 

Kommission unternommenen Bemühungen der Mitgliedstaaten zur Beseitigung des 

Ungleichgewichts umfassen und Teil der zentralen politischen Initiative gemeinsamer 

Aktionspläne zur Stärkung der geografischen Ausgewogenheit sein.  

(14) Den Daten zufolge wirkt sich die geografische Verteilung der Bediensteten der 

Funktionsgruppe AST und bestimmter Kategorien von nichtständigen Bediensteten 

auf die geografische Verteilung der Beamten und Bediensteten auf Zeit in der 

Funktionsgruppe AD in den Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 aus. Insbesondere 

können AST-Beamte im Rahmen des Bescheinigungsverfahrens oder durch interne 

und externe Auswahlverfahren in die Funktionsgruppe AD aufsteigen, und auch AST-

Bedienstete auf Zeit können dies im Rahmen von Auswahlverfahren tun. Ein ähnlicher 

Effekt ist bei Vertragsbediensteten der Funktionsgruppen IV und III sowie bei Blue 

Book-Praktikanten zu beobachten. Durch die Umwandlung von Verträgen und die 

Teilnahme an Auswahlverfahren beeinflussen diese Gruppen auch die geografische 

Verteilung der AD-Bewerber auf Reservelisten, die zur Ernennung von AD-Beamten 

führen. Daher ist es notwendig, die geografische Ausgewogenheit dieser 

Personalkategorien zu beobachten und gegebenenfalls die Ausweitung der 

einschlägigen Maßnahmen zu veranlassen, um aufkommenden erheblichen 

Unterschieden vorzubeugen. 

(15) Zur Gewährleistung eines reibungslosen Übergangs zum neuen Rahmen für die 

Bewertung der geografischen Ausgewogenheit gilt bei Inkrafttreten dieses Beschlusses 

die im Bericht über die geografische Ausgewogenheit festgelegte Einstufung als erste 

Einstufung jeder Staatsangehörigkeit als angemessen vertreten oder unterrepräsentiert. 

Zudem sollten die derzeitigen Richtsätze für den Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten 
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dieses Beschlusses und dem 31. Dezember 2025 weiterhin gelten. Die im Rahmen 

dieses Beschlusses festgelegte neue Formel für die Berechnung der Richtsätze sollte 

ab dem 1. Januar 2026 gelten. 

(16) Für die Auswahl und Einstellung von Bediensteten auf Zeit gemäß dem 

Beschluss C(2025)4716 der Kommission zur Festlegung allgemeiner 

Durchführungsbestimmungen für die Einstellung und den Einsatz von Bediensteten 

auf Zeit nach Artikel 2 Buchstaben a, b und d der Beschäftigungsbedingungen für die 

sonstigen Bediensteten und zur Änderung des Beschlusses C(2013)9049 gelten 

geeignete und ergänzende Maßnahmen, die gemäß diesem Beschluss durchgeführt 

werden — 

 

BESCHLIEẞT:  

Artikel 1 

Gegenstand 

(1) Dieser Beschluss enthält Vorschriften für die Bewertung und Überprüfung der 

geografischen Verteilung des Personals der Kommission sowie für die Anwendung 

geeigneter Maßnahmen zur Wiederherstellung und Wahrung der geografischen 

Ausgewogenheit des Personals der Kommission. Ziel ist es, eine geografische 

Ausgewogenheit bei Beamten und Bediensteten auf Zeit zu gewährleisten, die in der 

Funktionsgruppe „Administration“ (AD) nicht-sprachliche und nicht-leitende 

Funktionen wahrnehmen. 

(2) Der Generaldirektor für Humanressourcen und Sicherheit ist für die Durchführung 

dieses Beschlusses zuständig. Dieser Beschluss berührt nicht die Befugnisse der 

Anstellungsbehörde oder der zum Abschluss von Dienstverträgen ermächtigten 

Behörde (im Folgenden „Anstellungsbehörde“) gemäß dem Beschluss C(2021)9126 

der Kommission in der durch den Beschluss C(2023)6797 der Kommission 

geänderten Fassung, insbesondere die der Gemeinsamen Forschungsstelle und dem 

Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung übertragenen Befugnisse.  

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

 

Für die Zwecke dieses Beschlusses bezeichnet der Ausdruck  

a) „Praktikanten“ jede Person, die ein Praktikum bei der Europäischen Kommission im 

Rahmen des „Blue Book“-Praktikumsprogramms6 oder des wissenschaftlichen 

Praktikumsprogramms der Gemeinsamen Forschungsstelle7 absolviert. 

b) „Richtsatz“ einen numerischen Indikator für die theoretische Mindestpräsenz von 

Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats unter den Bediensteten der Kommission 

gemäß der in Artikel 4 festgelegten Formel. 

 
6 Beschluss C(2005)458 der Kommission vom 2.3.2005 über die Regelung für die offiziellen Praktika bei 

der Europäischen Kommission. 
7 Regelung für das wissenschaftliche Praktikumsprogramm bei der Gemeinsamen Forschungsstelle 

ARES(2025)2837432 vom 8.4.2025 
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Artikel 3 

Zweck und Umfang der Bewertung und Überprüfung 

(1) Die geografische Verteilung des Personals der Kommission wird bewertet, um 

festzustellen, ob geeignete und ergänzende Maßnahmen gemäß den Artikeln 11 und 

12 ergriffen werden müssen. 

(2) Die geografische Verteilung des Personals der Kommission kann im Einklang mit 

den in den Artikeln 6 und 9 festgelegten Einzelheiten zur Ermittlung von Trends 

beobachtet werden. Die Ergebnisse können für die Berichterstattung über die 

geografische Ausgewogenheit des Personals und für die Verwaltungsführung 

verwendet werden. 

(3) Die Bewertung wird jedes Jahr für jede Staatsangehörigkeit auf der Grundlage der 

Zusammensetzung des Personals zum 31. Dezember des Vorjahres nach der in 

Artikel 5 festgelegten Methode vorgenommen. Bei der Bewertung werden unter den 

Kommissionsbediensteten angemessen vertretene Staatsangehörigkeiten und 

unterrepräsentierte Staatsangehörigkeiten im Sinne von Artikel 5 Absätze 4 und 5 

ermittelt. 

(4) Die geografische Zusammensetzung der Kategorien von Kommissionsbediensteten, 

die gemäß Artikel 6 Absatz 2 überprüft werden, kann ebenfalls bewertet werden. 

(5) Die Bewertung und Überprüfung gemäß den Absätzen 1 und 2 erfolgt auf der 

Grundlage der für jede Staatsangehörigkeit gemäß Artikel 4 festgelegten Richtsätze. 

(6) Die Richtsätze gelten nicht für die nach Artikel 6 durchgeführte Überprüfung der 

geografischen Verteilung von Beamten in Positionen der mittleren Führungsebene 

oder höheren Beamten, da diese gesonderten Auswahl- und Ernennungsverfahren 

unterliegen, die ebenfalls eine spezifische Politik zur Erreichung geografischer 

Ausgewogenheit umfassen können.   

(7) Für die Durchführung geeigneter und ergänzender Maßnahmen gemäß den 

Artikeln 11 und 12 kann die geografische Zusammensetzung des Personals auch auf 

der Ebene der Dienststellen bewertet werden. 

(8) Bedienstete, die sprachliche Aufgaben wahrnehmen, sind vom Anwendungsbereich 

dieses Beschlusses ausgenommen, was bedeutet, dass sie nicht unter die Bewertung, 

Überprüfung und Anwendung geeigneter oder ergänzender Maßnahmen zum 

Zwecke der geografischen Ausgewogenheit fallen. 

Artikel 4 

Richtsätze 

(1) Für jede Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats wird auf der Grundlage der Zahl 

der Mitglieder des Europäischen Parlaments (MdEP) und ihrer Bevölkerungszahl ein 

Richtsatz berechnet. Der Richtsatz ergibt sich aus der folgenden Formel:  

 

0.8 ∗ 𝑁𝑢𝑚𝑏𝑒𝑟𝑜𝑓𝑀𝑒𝑚𝑏𝑒𝑟𝑆𝑡𝑎𝑡𝑒’𝑠𝑀𝐸𝑃𝑠

𝑇𝑜𝑡𝑎𝑙𝑛𝑢𝑚𝑏𝑒𝑟𝑜𝑓𝑀𝐸𝑃𝑠
+
0.2 ∗ 𝑀𝑒𝑚𝑏𝑒𝑟𝑆𝑡𝑎𝑡𝑒’𝑠𝑝𝑜𝑝𝑢𝑙𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛

𝑝𝑜𝑝𝑢𝑙𝑎𝑡𝑖𝑜𝑛
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Die Bevölkerungszahlen für jeden Mitgliedstaat sind in Anhang III der 

Geschäftsordnung des Rates8 aufgeführt. 

Der Richtsatz wird als Prozentsatz mit zwei Dezimalstellen (xy,zt%) ausgedrückt. 

(2) Die Richtsätze werden neu berechnet, wenn sich die Zahl der MdEP je Mitgliedstaat 

ändert oder – gegebenenfalls bei erheblichen Änderungen der Bevölkerungszahl von 

Mitgliedstaaten – ein Beschluss gemäß Artikel 11 Absatz 6 der Anlage zur 

Geschäftsordnung des Rates im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 

wurde. 

Artikel 5 

Bewertungsmethode 

(1) Die Bewertung der geografischen Zusammensetzung des Personals erstreckt sich auf 

folgende Personalkategorien:  

a) Beamte der Funktionsgruppe AD der Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 und 

b) Beamte und Bediensteten auf Zeit der Funktionsgruppe AD der 

Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 

(2) Der tatsächliche Anteil einer Staatsangehörigkeit in jeder der in Absatz 1 genannten 

Kategorien wird wie folgt gemessen: 

Anzahl der Staatsangehörigen des betreffenden Mitgliedstaats in der geprüften 

Kategorie 

Anzahl der Staatsangehörigen der Union in der geprüften Kategorie 

(3) Die ursprüngliche Einstufung jeder Staatsangehörigkeit als angemessen vertreten 

oder unterrepräsentiert bei Inkrafttreten dieses Beschlusses ist in Anhang 1 beigefügt. 

(4) Eine Staatsangehörigkeit gilt als angemessen vertreten, wenn ihr tatsächlicher Anteil 

in zwei aufeinanderfolgenden Jahren mindestens 80 % des entsprechenden 

Richtsatzes in der in Absatz 1 Buchstabe a genannten Kategorie entspricht. 

(5) Eine Staatsangehörigkeit gilt als unterrepräsentiert, wenn ihr tatsächlicher Anteil 

weniger als 80 % des entsprechenden Richtsatzes beträgt: 

a) auf der Ebene der Beamten der Funktionsgruppe AD in den 

Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 in drei aufeinanderfolgenden Jahren oder 

b) auf der Ebene der Beamten und Bediensteten auf Zeit der Funktionsgruppe AD 

in den Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 in zwei aufeinanderfolgenden Jahren. 

(6) Ergibt die jährliche Bewertung, dass weder die in Absatz 4 noch die in Absatz 5 

genannten Bedingungen erfüllt sind, so behält die betreffende Staatsangehörigkeit 

ihre jüngste Einstufung so lange bei, bis eine nachfolgende jährliche Bewertung 

ergibt, dass beide Bedingungen erneut erfüllt sind. 

(7) Ergibt die Bewertung, dass sowohl die Bedingungen des Absatzes 4 und des 

Absatzes 5 Buchstabe b erfüllt sind, so hat Absatz 4 Vorrang. 

 
8 Beschluss 2009/937/EU des Rates vom 1. Dezember 2009 zur Annahme seiner Geschäftsordnung, ABl. 

L 325 vom 11.12.2009, S. 35, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2009/937/oj, zuletzt geändert durch den 

Beschluss (EU, Euratom) 2024/3231 des Rates vom 17. Dezember 2024, ABl. L 3232 vom 27.12.2024, 

S. 1, ELI: 

http://data.europa.eu/eli/dec/2009/937/oj
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Artikel 6 

Überprüfung 

(1) Die Überprüfung erstreckt sich auf: 

a) alle Beamten und Bediensteten auf Zeit der Funktionsgruppe AD der 

Besoldungsgruppen AD5 bis AD16; 

b) Beamte und Bedienstete auf Zeit der Funktionsgruppe AD der 

Besoldungsgruppen AD5 bis AD16, die keine Führungsaufgaben wahrnehmen, 

und  

c) Beamte und Bedienstete auf Zeit der Funktionsgruppe AD der 

Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 

(2) Zusätzlich zu der Überprüfung nach Absatz 1 kann die Generaldirektion 

Humanressourcen und Sicherheit den Anteil von Staatsangehörigkeiten auf folgender 

Ebene beobachten: 

a) Beamte und Bedienstete auf Zeit in der Funktionsgruppe Assistenz (AST); 

b) Vertragsbedienstete der Funktionsgruppe IV; 

c) Vertragsbedienstete der Funktionsgruppe III und 

d) Praktikanten. 

(3) Die Generaldirektion Humanressourcen und Sicherheit kann prüfen, ob und wie 

Ungleichgewichte innerhalb der in Absatz 2 genannten Kategorien die geografische 

Ausgewogenheit der Beamten und Bediensteten auf Zeit in der Funktionsgruppe AD 

im Sinne von Absatz 1 erheblich beeinträchtigen könnten. 

(4) Der tatsächliche Anteil einer Staatsangehörigkeit in jeder der in Absatz 1 und 2 

genannten Kategorien wird wie folgt gemessen: 

Anzahl der Staatsangehörigen des betreffenden Mitgliedstaats in der geprüften 

Kategorie 

Anzahl der Staatsangehörigen der Union in der geprüften Kategorie 

Artikel 7 

Staatsangehörigkeit des Bediensteten 

(1) Für die Zwecke dieses Beschlusses gilt für den Fall, dass ein Bediensteter die 

Staatsangehörigkeit mehrerer Mitgliedstaaten besitzt, im Interesse der geografischen 

Ausgewogenheit die Staatsangehörigkeit, die er im 

Personalverwaltungsinformationssystem der Kommission als erste angegeben hat. 

Bedienstete können gegen Vorlage entsprechender Nachweise eine Änderung in 

Bezug auf die erstgenannte Staatsangehörigkeit vornehmen lassen. 

(2) Abweichend von Absatz 1 gilt bei Bediensteten mit britischer Staatsangehörigkeit, 

die nach dem 29. März 2017 eine Änderung ihrer ersten Staatsangehörigkeit 

vornehmen ließen, dennoch die britische Staatsangehörigkeit als ihre erste, um eine 

ausgewogene Vertretung des Personals innerhalb der Kommission zu gewährleisten, 

es sei denn, sie weisen nach, dass sie die britische Staatsangehörigkeit nicht mehr 

besitzen. 
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Artikel 8 

Dienstrechtliche Stellung 

Bei der Beurteilung der geografischen Ausgewogenheit werden nur Bedienstete im aktiven 

Dienst, im dienstlichen Interesse entsendete oder in spezifischem Urlaub befindliche 

Bedienstete (Wehrdienst, Elternurlaub oder Urlaub aus familiären Gründen) im Sinne von 

Artikel 35 des Statuts berücksichtigt. 

Artikel 9 

Vorausschauende Analyse 

Hat die gemäß Artikel 5 durchgeführte Bewertung ergeben, dass eine Staatsangehörigkeit 

unterrepräsentiert ist, so beurteilt die Generaldirektion Humanressourcen und Sicherheit auf 

der Grundlage einer vorausschauenden Analyse, bei der folgende Aspekte berücksichtigt 

werden, ob geeignete Maßnahmen nach Artikel 11 erforderlich sind:  

a) die Entwicklung des Anteils und der absoluten Zahlen der Beamten und Bediensteten 

auf Zeit der Besoldungsgruppen AD5 bis AD8 in den letzten sechs Jahren, wobei die 

beiden Kategorien sowohl zusammen als auch getrennt zu bewerten sind,  

b) die Entwicklung des Anteils und der absoluten Zahlen aller Beamten und 

Bediensteten auf Zeit der Besoldungsgruppen AD5 bis AD16 in den letzten sechs 

Jahren, wobei die beiden Kategorien sowohl zusammen als auch getrennt zu 

bewerten sind, 

c) die Entwicklung des Anteils und der absoluten Zahlen der Beamten und Bediensteten 

auf Zeit, die keine Führungsaufgaben wahrnehmen, der Besoldungsgruppen AD5 bis 

AD16 in den letzten sechs Jahren, wobei die beiden Kategorien sowohl zusammen 

als auch getrennt zu bewerten sind,  

d) die voraussichtliche Anzahl der Beamten, die in den nächsten fünf Jahren in den 

Ruhestand; versetzt werden,  

e) die Beteiligungsquoten an allgemeinen Auswahlverfahren in den letzten drei Jahren, 

f) die Erfolgsquoten bei allgemeinen Auswahlverfahren in den letzten drei Jahren und 

g) die Initiativen und Bemühungen der Mitgliedstaaten zur Bekämpfung ihrer 

Unterrepräsentation unter den Bediensteten der Kommission, auch in 

Zusammenarbeit mit der Kommission. 

Artikel 10 

Einleitung und Durchführung geeigneter Maßnahmen 

(1) Im Anschluss an die vorausschauende Analyse stellt die Generaldirektion 

Humanressourcen und Sicherheit fest, ob die Anwendung geeigneter Maßnahmen 

nach Artikel 11 erforderlich ist. 

(2) Die Generaldirektion Humanressourcen und Sicherheit kann zu dem Schluss 

gelangen, dass für eine bestimmte unterrepräsentierte Staatsangehörigkeit keine 

geeigneten Maßnahmen nach Artikel 11 erforderlich sind, wenn sie feststellt, dass 

sich der Anteil dieser Staatsangehörigkeit auch ohne die Durchführung solcher 

Maßnahmen kurzfristig erhöhen dürfte.  
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(3) Gelangt die Generaldirektion Humanressourcen und Sicherheit nach der 

vorausschauenden Analyse zu dem Schluss, dass geeignete Maßnahmen erforderlich 

sind, so legt sie diese Maßnahmen nach Anhörung des Generalsekretariats fest. 

(4) Die Generaldirektoren und Dienststellenleiter gewährleisten die Durchführung der in 

Absatz 3 genannten Maßnahmen in ihrer Generaldirektion oder Dienststelle. 

(5) Geeignete Maßnahmen zielen darauf ab, die theoretische Mindestpräsenz unter den 

Beamten und/oder Bediensteten auf Zeit der Kommission unterrepräsentierter 

Staatsangehörigkeiten, die die in Anhang I Abschnitt A des Statuts festgelegte Art 

der Stelle eines Administrators9 innehaben, wiederherzustellen und 

aufrechtzuerhalten.   

(6) Alle geeigneten Maßnahmen müssen verhältnismäßig und auf das zur Erreichung 

ihres Ziels unbedingt erforderliche Maß beschränkt sein. Sie dürfen insbesondere 

niemals zu Folgendem führen:  

a) Einstellung von Personen, die in Bezug auf Befähigung, Leistung und Integrität 

des öffentlichen Dienstes der Union nicht den höchsten Ansprüchen genügen,  

b) Reservierung von Stellen für Staatsangehörige eines bestimmten 

Mitgliedstaats.   

 

Artikel 11 

Zweckdienliche Maßnahmen 

Zweckdienliche Maßnahmen gelten für die Ernennung der erfolgreichen Bewerber eines 

Auswahlverfahrens und/oder die Einstellung von Bediensteten auf Zeit zur Besetzung der in 

Anhang I Abschnitt A des Statuts festgelegten Art von AD-Stellen. Folgende Maßnahmen 

kommen in Betracht: 

a) die Befragung von mindestens einer geeigneten Person aus unterrepräsentierten 

Staatsangehörigkeiten für jede zu besetzende Stelle, 

b) Bevorzugung eines Bewerbers aus einer unterrepräsentierten Staatsangehörigkeit bei 

im Wesentlichen identischen Verdiensten von Bewerbern, 

c) im Rahmen der Bewertung des dienstlichen Interesses, die von der 

Anstellungsbehörde zum Zeitpunkt der Einstellung vorzunehmen ist: 

Berücksichtigung nicht nur des Antrags der einstellenden Dienststelle, sondern auch 

des allgemeinen Interesses des Organs an einer geografisch ausgewogenen 

Personalausstattung, 

d) Anwendung von auf der Staatsangehörigkeit beruhenden Einstellungszielen 

(indikative Ziele oder ähnliche Möglichkeiten der Einwirkung auf Dienststellen, die 

Personal einstellen, im Hinblick auf die Ernennung von Beamten und/oder die 

Einstellung von Bediensteten auf Zeit aus unterrepräsentierten 

Staatsangehörigkeiten).  

 
9 Beschluss C(2013)8979 der Kommission über Funktionsbezeichnungen und Titel. 
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Artikel 12 

Zusätzliche Maßnahmen 

Führt eine Bewertung nach Artikel 6 Absatz 3 zu dem Schluss, dass ein bedeutendes 

Ungleichgewicht in den in Artikel 6 Absatz 2 genannten Kategorien die geografische 

Ausgewogenheit der Beamten und Bediensteten auf Zeit der Funktionsgruppe AD 

beeinträchtigt und erheblich zur Unterrepräsentation einer Staatsangehörigkeit gemäß 

Artikel 5 Absatz 5 beiträgt, so kann die Generaldirektion Humanressourcen und Sicherheit 

beschließen, eine oder mehrere der in Artikel 11 aufgeführten Maßnahmen auf Beamte und 

Bedienstete auf Zeit der Funktionsgruppe AST, auf Vertragsbedienstete der 

Funktionsgruppen III und IV oder auf Praktikanten anzuwenden.  

Artikel 13 

Inkrafttreten und Anwendung 

(1) Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Annahme in Kraft. 

(2) Artikel 4 gilt ab dem 1. Januar 2026. Für den Zeitraum zwischen dem Inkrafttreten 

dieses Beschlusses und dem 31. Dezember 2025 gelten die in Anhang 2 festgelegten 

Richtsätze. 

  

 

 

Brüssel, den 6.11.2025 

 Für die Kommission 

 Piotr SERAFIN 

 Mitglied der Kommission 

 


